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Artikel XI

1. Es wird ein Ausschuß von Regierungs Vertretern gebildet, 
dem folgende Aufgaben obliegen:

a) Prüfung von Fragen, die sich auf die Anwendung und 
Ausführung des Welturheberrechtsabkommens beziehen;

b) Vorbereitung periodischer Revisionen dieses Abkom­
mens;

c) Prüfung aller anderen den zwischenstaatlichen Urhe­
berrechtsschutz betreffenden Fragen in Zusammenarbeit mit 
den verschiedenen interessierten zwischenstaatlichen Organi­
sationen, insbesondere mit der Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur, mit dem 
Internationalen Verband zum Schutz von Werken der Lite­
ratur und Kunst und mit der Organisation der Amerika­
nischen Staaten;

d) Unterrichtung der Staaten, die dem Welturheberrechts­
abkommen angehören, über seine Tätigkeit.

. 2. Der Ausschuß besteht aus Vertretern von achtzehn Staa­
ten, die .diesem Abkommen oder nur dem Abkommen von 
1952 angehören.

3. Der Ausschuß wird unter gebührender Beachtung eines 
angemessenen Ausgleichs der nationalen Interessen auf der 
Grundlage der geographischen Lage, der Bevölkerung, der 
Sprachen und des Entwicklungsstadiums ausgewählt.

4. Der Generaldirektor der Organisation der Vereinten Na­
tionen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur, der General­
direktor der Weltorganisation für geistiges Eigentum und der 
Generalsekretär der Organisation der Amerikanischen Staa­
ten oder ihre Vertreter können an den Sitzungen des Aus­
schusses als Berater teilnehmen.

Artikel XII

Der Ausschuß der Regierungsvertreter beruft eine Revisions­
konferenz ein, wenn er es für notwendig erachtet oder wenn 
mindestens zehn Staaten, die diesem Abkommen angeboren, 
es verlangen.

Artikel XIII

1. Jeder Vertragsstaat kann bei der Hinterlegung seiner Ra- 
tifikations-, Annahme- oder Beitrittsurkunde oder später 
durch eine an den Generaldirektor gerichtete Notifikation er­
klären, daß dieses Abkommen auf alle oder einzelne der Län­
der oder Gebiete anwendbar ist, deren auswärtige Beziehun­
gen er wahrnimmt. Das Abkommen ist sodann auf die in 
der Notifikation bezeichneten Länder oder Gebiete nach Ab­
lauf der’ in Artikel IX vorgesehenen Frist von drei Monaten 
anzuwenden. Mangels einer solchen Notifikation ist dieses 
Abkommen ,auf diese Länder und Gebiete nicht anwendbar.

2. Dieser Artikel darf jedoch nicht dahin ausgelegt werden, 
daß er für einen Vertragsstaat die Anerkennung oder still­
schweigende Hinnahme der tatsächlichen Lage eines Landes 
oder "Gebiets in sich schließt, auf das dieses Abkommen durch 
einen anderen Vertragsstaat aufgrund dieses Artikels an­
wendbar gemacht wird.

Artikel XIV

1. Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen im eigenen 
Namen oder im Namen aller oder einzelner der Länder oder 
Gebiete kündigen, für die er eine Notifikation gemäß Ar­
tikel XIII abgegeben hat. Die Kündigung erfolgt durch eine 
an den Generaldirektor gerichtete Notifikation. Diese Kündi­
gung gilt auch als Kündigung des Abkommens von 1952.

2. Die Kündigung hat nur für den Staat oder für das Land 
oder Gebiet Wirkung, in dessen Namen sie abgegeben wird; 
sie wird erst zwölf Monate nach dem Tag des Eingangs der 
Notifikation wirksam.

Artikel XV
Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens, 
die nicht auf dem Verhandlungsweg beigelegt wird, ist dem 
Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung vorzulegen, so­
fern die beteiligten Staaten keine andere Regelung verein­
baren.

Artikel XVI
1. Dieses Abkommen wird in englischer, französischer und 
spanischer Sprache abgefaßt. Die drei Texte sind zu unter­
zeichnen und sind gleichermaßen verbindlich.
2. Amtliche Texte werden vom Generaldirektor nach Kon­
sultierung der beteiligten Regierungen in arabischer, deut­
scher, italienischer und portugiesischer Sprache hergestellt.
3. Jeder Vertragsstaat oder jede Gruppe von Vertragsstaaten 
ist berechtigt, im Einvernehmen mit dem Generaldirektor 
und durch ihn andere Texte in der Sprache ’ihrer Wahl her­
steilen zu lassen.
4. Alle diese Texte .werden dem Unterzeichneten Text dieses 
Abkommens beigefügt.

' Artikel XVII
1. Dieses Abkommen berührt in keiner Weise die Bestim­
mungen der Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken 
der Literatur und Kunst noch die Mitgliedschaft in dem durch 
diese Übereinkunft geschaffenen Verband.
2. Zur Ausführung des Absatzes 1 wird diesem Artikel eine 
Erklärung beigefügt. Diese Erklärung ist ein integrierender 
Bestandteil dieses Abkommens für die am 1. Januar 1951 
durch die Berner Übereinkunft gebundenen und für die ihr 
später beigetretenen oder beitretenden Staaten. Die Unter­
zeichnung dieses Abkommens durch solche Staaten gilt auch 
als Unterzeichnung der Erklärung; die Ratifikation oder An­
nahme dieses Abkommens oder der Beitritt hierzu durch 
solche Staaten gilt auch als Ratifikation oder Annahme dieser 
Erklärung oder Beitritt zu ihr.

Artikel XVIII
Dieses Abkommen läßt die mehrseitigen oder zweiseitigen 
Verträge oder Vereinbarungen über das Urheberrecht unbe­
rührt, die ausschließlich zwischen zwei oder mehr amerika­
nischen Republiken in Kraft sind oder in Kraft treten wer­
den. Weichen die Bestimmungen solcher bereits bestehenden 
Verträge oder Vereinbarungen von den Bestimmungen dieses 
Abkommens ab oder weichen die Bestimmungen dieses Ab­
kommens von den Bestimmungen eines neuen Vertrags oder 
einer neuen Vereinbarung ab, die nach dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens zwischen zwei oder mehr amerikanischen 
Republiken geschlossen werden, so hat der zuletzt geschlos­
sene Vertrag oder die zuletzt geschlossene Vereinbarung 
unter den Mitgliedstaaten des Vertrags oder der Vereinba­
rung den Vorrang. Unberührt bleiben die Rechte an einem 
Werk, die in einem diesem Abkommen angehörenden Staat 
aufgrund bestehender Verträge oder Vereinbarungen erwor­
ben worden sind, bevor dieses Abkommen für diesen Staat in 
Kraft getreten ist.

Artikel XIX
Dieses Abkommen läßt die mehrseitigen oder zweiseitigen 
Verträge oder Vereinbarungen über das Urheberrecht unbe­
rührt, die zwischen zwei oder mehr diesem Abkommen an­
gehörenden Staaten in Kraft sind. Weichen die Bestimmun­
gen eines solchen Vertrags oder einer solchen Vereinbarung 
von den Bestimmungen dieses Abkommens ab, so haben die 
Bestimmungen dieses Abkommens den Vorrang. Unberührt 
bleiben die Rechte an einem Werk, die in einem diesem Ab­
kommen angehörenden Staat aufgrund bestehender Ver­
träge oder Vereinbarungen erworben worden sind, bevor 
dieses Abkommen für diesen Staat in Kraft getreten ist. 
Die Artikel XVII und XVIII dieses Abkommens werden durch 
diesen Artikel in keiner Weise berührt.


